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l. Bekanntmachu der Verban inde Kirchheimbolanden

Datum lnhalt

15.10.19 Bekanntmachung der Friedhofssatzung vom 15.10.2019 der
Ortsgemeinde Morschheim

22.10.19 Bekanntmachung über die Benennung einer neu zu
erschließenden Straße (Verlängerung Selzgarten) in Orbis

22.10.19 Bekanntmachung der Satzung über die Erhebung von
Sondernutzungsgebühren für die über den Gemeingebrauch
hinausgehende lnanspruchnahme öffentlicher Straßen in der
Stadt Kirchheimbolanden

28.10.19 Bekanntmachung der Friedhofsgebührensatzung vom
28.1 0.2019 der Ortsgemeinde Mörsfeld

28.10.19 Bekanntmachung der Friedhofssatzung vom 28.10.2019 der 636
Ortsgemeinde Mörsfeld
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ll. Bekanntmachu anderer Behörden

Datum lnhalt Seite

28.10.19 Bekanntmachung der Kreisvenvaltung Donnersbergkreis über 654
die Genehmigung der Veräußerung von Grundbesitz in der
Gemarkung Rittersheim

31.10.19 Bekanntmachung derWasserversorgung Rheinhessen-Pfalz 655
GmbH über die Wasserqualität in den Ortsgemeinden und der
Stadt Kirchheimbolanden
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Fried hofssatzu ng

der Ortsgemeinde Morschheim

vom 15.10.2019

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Morschheim hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeord-

nung Rheinland-Pfalz (GemO) sowie der $$ 2, Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des Bestat
tungsgesetzes (BestG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

lnhaltsverzeichnis

1. Allgemeine Vorschriften
S 1 Geltungsbereich

S 2 Friedhofszweck

S 3 Schließung und Aufhebung

2. Ordnungsvorschriften
S 4 Öffnungszeiten

S 5 Verhalten auf dem Friedhof

S 6 Ausführen gewerblicher Arbeiten

3. Al lgemeine Bestattungsvorsch riften
Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit

Särge und Urnen
Grabherstellung
Ruhezeit
Umbettungen

4. Grabstätten
S 12 Allgemeines, Arten der Grabstätten

S 13 Reihengrabstätten

S 14 Wahlgrabstätten

S 15 Spezielle Wahlgrabstätten

S 16 Ehrengrabstätten

5. Gestaltung der Grabstätten
S 17 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

6. Grabmale
S 18 Größe der Grabmale

S 19 Errichten und Andern von Grabmalen

S 20 Standsicherheit der Grabmale

S 21 Verkehrssicherungspflicht für Grabmale

S 22 Entfernen von Grabmalen
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7. Herrichten und Pflege der Grabstätten
S 23 Herrichten und lnstandhalten der Grabstätten

S 24 Vernachlässigte Grabstätten

8. Leichenhalle
S 25 Benutzen der Leichenhalle

9. Schlussvorschriften
S 26 Alte Rechte

S 27 Haftung

S28 Ordnungswidrigkeiten

S 29 Gebühren

S 30 lnkrafttreten

1. Allqemeine Vorschriften

$ 1 Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für den im Gebiet der Ortsgemeinde Morschheim, Johannsgasse, ge-
legenen und von ihr venrualteten Friedhof.

$ 2 Friedhofszweck

(1) Der Friedhof ist eine nicht rechtsfähige Anstalt (öffentliche Einrichtung) der Ortsgemeinde

Morschheim.

(2) Er dient der Bestattung derjenigen Person, die

bei ihrem Tode Einwohner der Ortsgemeinde Morschheim waren,

ein besonderes Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte haben,

ohne Einwohnerzu sein, nach $ 2 Abs. 2Sätze 2 und 3 BestG zu bestatten sind, oder

früher in der Gemeinde gewohnt hat und seine Wohnung nur wegen der Aufnahme in

eine auswärtige Altenpflege- oder ähnliche Einrichtung oder wegen Verlegung des Wohn-
sitzes zu auswärts wohnenden Angehörigen zur Vermeidung der Unterbringung in einer
vorgenannten Einrichtung aufgegeben hat.

a)

b)

c)

d)

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsver-

waltung.

(4) Einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung nach Abs. 3 besteht nicht. Die

Friedhofsverwaltung kann die Bestattung vom Abschluss einer Sondervereinbarung ab-

hängig machen.

$ 3 Schließung und Aufhebung

(1) Der Friedhof oder Teile des Friedhofes können ganz oder teilweise für weitere Bestattun-

gen oder Beisetzungen gesperrt (Schließung) oder anderen Zwecken gewidmet werden

(Aufhebung) -vgl. $ 7 BestG-.
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(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen und Beisetzungen aus-

geschlossen. Soweit durch die Schließung das Recht auf weitere Bestattungen oder Bei-

setzungen in Wahl- oder Urnengranstätten erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten für

die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungs- oder Beisetzungsfalles

auf Antrag eine andere Wahl- bzw. Urnengrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem

kann er die Umbettung verlangen, soweit die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist.

(3) Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestätte der Toten verlo-

ren. Die in Reihengrabstätten Bestatteten werden, falls die Ruhezeit noch nicht abgelau-

fen ist, auf Kosten der Ortsgemeinde Morschheim in andere Grabstätten umgebettet.

(4) Schließung oder Aufhebung werden öffentlich bekanntgemacht. Der Nutzungsberechtigte

einer Wahlgrabstätte erhält außerdem eine schriftliche Benachrichtigung, wenn sein Auf-

enthalt bekannt oder über das Einwohnermeldeamt zu ermitteln ist.

(5) Umbettungstermine werden spätestens einen Monat vorher öffentlich bekanntgemacht.

Gleichzeitig werden sie bei Wahl- oder Urnengrabstätten den Nutzungsberechtigten, bei

Reihengrabstätten - soweit möglich - einem Angehörigen des Verstorbenen mitgeteilt.

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Ortsgemeinde Morschheim auf ihre Kosten entspre-

chend den Grabstätten auf dem aufgehobenen bzw. geschlossenen Friedhof oder Fried-

hofsteil hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechts.

2. Ordnunqsvorschriften

$ 4 öffnungszeiten

(1) Die Öffnungszeiten werden an den Eingängen durch Aushang bekanntgegeben. Zu ande-

ren Zeiten darf der Friedhof nur mit Erlaubnis der Friedhofvenryaltung betreten werden,

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten des Friedhofs oder

einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen.

$ 5 Verhalten auf dem Friedhof

(1) Die Besucher haben sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhal-

ten. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener betreten.

(3) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet

a) Die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren; Kinderwagen und Rollstühle, Behinder-

tenfahrräder oder ähnliche Hilfsmittel sowie Handwagen zur Beförderung von Material zur

Grabherrichtung, leichte Fahrzeuge von zugelassenen Gewerbetreibenden und Fahrzeu-

ge der Friedhofsvenrualtung sind ausgenommen,

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten und hierfür zu werben,
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c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung, Beisetzung oder Gedenkfeier

störende Arbeiten auszufü hren,

Druckschriften zu verteilen,
den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen oder zu

beschädigen,
Abraum außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzuladen,

Tiere - ausgenommen Behindertenbegleithu nde - m itzubringen,

zu spielen, zu lärmen und Musikwiedergabegeräte zu betreiben. Der Friedhofsträger kann

Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf ihm

vereinbar sind,
Gewerbsmäßig oder andere als eigene Grabstätten zu fotografieren oder zu filmen, es sei

denn,
aa) ein entsprechender Auftrag eines Nutzungsberechtigten liegt vor oder

bb) der Friedhofsträger hat zugestimmt.

d)

e)

0
s)
h)

i)

(4) Feiern und andere nicht mit einer Bestattung/Beisetzung zusammenhängende Veranstal-

tungen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsvenrualtung; sie sind spätestens vier Tage

vorher anzumelden.

$ 6 Ausführen gewerblicher Arbeiten

(1) Die Gewerbetreibenden und ihre Hilfspersonen haben sich vom geltenden Ortsrecht

Kenntnis zu verschaffen und sich gegenüber dem Personal des Friedhofsträgers auf des-

sen Verlangen durch einen gültigen amtlichen Lichtbildausweis zu identifizieren. Die Ge-

werbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten in Zusammen-

hang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen.

(2) Gewerbliche Tätigkeiten dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungszeiten verrichtet

werden. Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen.

(3) Die für die gewerblichen Tätigkeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf

den Friedhöfen nur vorübergehend und nur an den von der Friedhofsvenaraltung geneh-

migten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung oder Unterbrechung der Tagesarbeit

sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in den früheren Zustand zu bringen. Gewerblich

genutzte Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofes ge-

reinigt werden.

(4) Die Gewerbetreibenden haben dem Friedhofsträger ihre Tätigkeit auf dem Friedhof spä-

testens vier Wochen vor Beginn der erstmaligen Ausführung von Arbeiten anzuzeigen.

Die Anzeige kann formlos, schriftlich oder per E-Mait erfolgen. Der Anzeige ist ein Nach-

weis über das Bestehen einer die Tätigkeit auf dem Friedhof abdeckenden Haftpflichtver-

sicherung beizulegen. Den Arbeiten wird seitens des Friedhofsträgers zugestimmt, wenn

innerhalb dieser vier Wochen keine Ablehnung erfolgt'

(S) Der Friedhofsträger kann ein Tätigkeitsverbot verhängen, wenn Tatsachen die Annahme

rechtfertigen, dass ein Gewerbetreibender in fachlicher, betrieblicher oder persönlicher

Hinsicht unzuverlässig ist. Fachlich geeignet sind Gewerbetreibende, die aufgrund lhrer

Ausbildung in der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedho-
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fes die angemessene Gründungsart zu wählen und nach dem in der Satzung genannten

technischen Regelwerk die erforderlichen Fundamentabmessungen zu berechnen. Die

Gewerbetreibenden müssen in der Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile das

richtige Befestigungsmaterial auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. Ferner

müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein,

mit Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren.

Gewerbetreibende, die unvollständige Anträge vorlegen oder nicht korrekt dimensionierte

Abmessungen von sicherheitsrelevanten Bauteilen in den Anträgen benennen oder sich

bei der Ausführung der Fundamentierung, der Bemaßung und der Befestigung der Grab-

male nicht an die in den Anträgen genannten Daten halten, können allein aus diesem

Grund als fachlich unzuverlässig eingestuft werden. Die Entscheidung ergeht durch

schriftlichen Venrualtungsakt. Bei besonderer Eilbedürftigkeit kann der Friedhofsträger ein

vorläufiges Tätigkeitsverbot auch auf anderem Weg verhängen.

3. Allqemeine Bestattunqsvorschriften

$ 7 Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung an-

zumelden.

(2) Wird eine Bestattung oder Beisetzung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte bean-

tragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(3) Die Friedhofsvenrvaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung im Benehmen mit den Angehö-

rigen fest. Die Bestattungen/Beisetzungen erfolgen von montags bis freitags. An Samsta-
gen, Sonn- und Feiertagen (auch Heiligabend und Silvester) kann nur in Notfällen oder

bei einem unabweisbaren Grund eine Bestattung genehmigt werden.

(4) Aschen müssen spätestens zwei Monate nach der Einäscherung beigesetzt werden, an-

dernfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen (Verantwortlichen gem. $ 9
BestG) in einer Urnengrabstätte beigesetzt.

(5) ln jedem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch gestattet, ein Elternteil

mit seinem nicht über 3 Jahre alten Kind in einem Sarg zu bestatten. Mit Zustimmung der

Friedhofsvenrualtung können auch Geschwister im Alter bis zu 3 Jahren in einem Sarg

bestattet werden.

$ 8 Särge und Urnen

(1) Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuch-

tigkeit ausgeschlossen ist. Särge und Überurnen, die in der Erde beigesetzt werden, dür-

fen nicht aus schwer verrottbarem Material sein, soweit nichts Anderes ausdrücklich vor-

geschrieben ist.

(2) Die Särge sollen höchstens 205 cm lang, 65 cm hoch und im Mittelmaß 65 cm breit sein.

Die Särge für Kindergräber dürfen höchstens 140 cm lang, 50 cm hoch und im Mittelmaß
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50 cm breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist dies vor der Be-

stattung bei der Friedhofsverwaltung anzuzeigen.

(3) Für die Bestattung in vorhandenen Grüften sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit Me-

talleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind'

S 9 Grabherstellung

(1) Die Gräber werden ausschließlich vom Friedhofspersonal bzw. den Beauftragten der

Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder verfüllt.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Ober-

kante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m.

Bei Tiefgräbern ($ 14 Abs, 3) beträgt die Tiefe bis zur Grabsohle 2,30 m.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke

Erdwände getrennt sein.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör spätestens 36 Stunden vor der Beisetzung

von der Grabstätte entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der Gräber Grabmale,

Fundamente oder Grabzubehör durch die Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen,

sind die dadurch entstandenen Kosten durch den Nutzungsberechtigten der Friedhofs-

verwaltung zu erstatten.

$ 10 Ruhezeit

Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 30 Jahre. Der Lauf der Ruhezeit beginnt mit

dem Tage der Beisetzung/Bestattung.

$ 11 Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzli-

chen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung des Friedhofsträgers. Die Zustimmung

kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden; bei Umbettungen inner-

halb der Ortsgemeinde Morschheim in den ersten 5 Jahren der Ruhezeit nur bei Vorlie-

gen eines dringenden öffentlichen lnteresses. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in

eine andere Reihengrabstätte sind innerhalb der Ortsgemeinde Morschheim nicht zuläs-

sig. S 3 Abs. 2 bleibt unberührt.

Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste können mit vor-

heriger Zustimmung des Friedhofsträgers in belegte Grabstätten ausgebettet werden.
(3)

(4) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt sind bei Umbettungen aus Rei-

hengrabstätten die Verantwortlichen nach $ 9 Abs. 1 BestG, bei Umbettungen aus Wahl-

oder Urnengrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte. Die Ortsgemeinde Morschheim

ist bei dringendem öffentlichen lnteresse berechtigt, Umbettungen vorzunehmen.

6
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(5) Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie kann sich dabei

auch eines gewerblichen Unternehmens bedienen. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Um-

bettung.

(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an den benachbarten Grab-

stätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragssteller zu tragen.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbro-

chen oder gehemmt.

(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur auf behördliche

oder richterliche Anordnung hin ausgegraben werden.

4. Grabstätten

$ 12 Allgemeines, Arten der Grabstätten

(1) Die Grabstätten werden unterschieden in

a) Reihengrabstätten für Erd- und Urnenbestattungen

b) Wahlgrabstätten für Erd- und Urnenbestattungen

c) Ehrengrabstätten.

(2) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte

nur nach dieser Satzung ennrorben werden. Es besteht kein Anspruch auf Verleihung des

Nutzungsrechtes an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränder-

lichkeit der Umgebung.

(3) Soweit sich aus der Satzung nicht etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für Rei-

hen- und Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten.

$ 13 Reihengrabstätten

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten (Einzelgräber) für Erd- und Urnenbestattungen, die

der Reihe nach belegt und im Todesfalle für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden

schriftlich zugeteilt werden. Ein Wiederenryerb des Nutzungsrechts an der Reihengrab-

stätte ist nicht möglich.

(2) Es werden eingerichtet

a) Einzelgrabfelder für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr (Kindergräber) -

Länge 1, 40 m, Breite 0, 60 m.

b) Einzelgrabfelder für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr - Länge 2,40 m, Brei-

te 1, 00 m.
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Abweichungen der Maße nach Buchstabe a) und b) sind zulässig, sofern es die örtlichen

Verhältnisse erfordern.

(3) ln jeder Reihengrabstätte darf ' außer in den Fällen des $ 7 Abs. 5 - nur eine Leiche bzw

Urne bestattet werden

(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten

wird drei Monate vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden

Grabfeld bekanntgemacht.

$ 14 Wahlgrabstätten

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erd- oder Urnenbestattungen, an denen auf Antrag

nach Zahlung der festgesetzten Gebühr ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren

(Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem Nutzungsberechtigten

bestimmt wird. Die Verleihung des Nutzungsrechts ist nur bei Eintritt eines Bestattungsfal-

les möglich. ln Ausnahmefällen kann einem vorzeitigen Enruerb zugestimmt werden, Die

Grabstätte muss bei vorzeitigem Eruverb jedoch spätestens 4 Wochen nach dem Enryerb

nach den SS 17 und 18 angelegt werden.

(2) Es wird eine Urkunde, die Beginn und Ende des Nutzungsrechtes erhält, ausgestellt. Aus

dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und Pflege des Grabes.

(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten, als Einfach- oder Tiefgrä-

ber oder in Form des $ 15 vergeben. Es werden folgende Wahlgräber unterschieden:

a) einstelliges Wahlgrab - Länge 2,40 m, Breite 1,20 m (2 Grabstellen für Särge, es können

pro Grabstelle 4 Urnen beigesetzt werden)

b) zweistelliges Wahlgrab - Länge 2,40 m, Breite 2,40 m (4 Grabstellen für Särge, es können

pro Grabstelle 4 Urnen beigesetzt werden)

c) dreistelliges Wahlgrab - Länge 2,40 m, Breite 3,60 m (6 Grabstellen für Särge, es können

pro Grabstelle 4 Urnen beigesetzt werden)

d) Urnenwahlgrab - Länge 1,00 m, Breite 1,00 m (2 Grabstellen für Urnen)

Urnenwahlgrab in der Abteilung 4 - Länge 1,00 m, Breite 0,70 m (2 Grabstellen für Urnen)

Wahlgräber für Erdbestattungen, die mehr als dreistellig sind, verbreitern sich jeweils um

einen Meter. Abweichungen von diesen Maßen sind zulässig, sofern es die örtlichen Ver-

hältnisse erfordern.

(4) Während der Nutzungszeit darf eine weitere Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhe-

zeit die Nutzungszeit nicht überschreitet oder das Nutzungsrecht für die Zeit bis zum Ab-

lauf der Ruhezeit verlängert wird'

(S) Das Nutzungsrecht kann nur einmal für die gesamte Wahlgrabstätte für 10,20 oder 30

Jahre wieder verliehen werden. Die Wiederverleihung erfolgt auf Antrag nach den in die-
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sem Zeitpunkt geltenden Bestimmungen über den lnhalt des Nutzungsrechtes und die zu

zahlenden Gebühren.

(6) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Nutzungsberechtigte für den Fall

seines Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis einen Nachfolger im Nut-

zungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch einen Vertrag übertragen. Wird

bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in

nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten

über:

a)
b)

c)
d)
e)
f)

auf den überlebenden Ehegatten,
auf die Kinder,
auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter bzw. Mütter,

auf die Eltern,

auf die Geschwister,
auf sonstige Erben.
lnnerhalb der einzelnen Gruppen wird unter Ausschluss der übrigen Angehörigen der

Gruppe die nach Jahren älteste Person nutzungsberechtigt.

(7) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann mit Zustimmung des Friedhofsträgers das Nut-

zungsrecht auf eine Person mit deren Zustimmung übertragen. Der Rechtsnachfolger hat

bei der Friedhofsvenrrraltung das Nutzungsrecht unverzüglich nach dem Enruerb auf sich

umschreiben zu lassen.

(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen dieser Satzung und der dazu ergange-

nen Regelung das Recht, in der Wahlgrabstätte bestattet zu werden, bei Eintritt eines Be-

stattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der Gestaltung und der Pflege

der Grabstätte zu entscheiden.

(9) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten

erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine Rückgabe ist nur für
die gesamte Grabstätte möglich.

$ 15 Spezielle Wahlgrabstätten

(1) Die Wiesengrabanlage dient der Beisetzung von Ascheurnen. Die Vorschriften des $ 14

gelten entsprechend. ln einem Wiesenurnengrab dürfen zwei Urnen beigesetzt werden.

Es kann einmalig, ausschließlich im Falle einerZweitbelegung, auf die Dauerder in $ 10

festgelegten Ru hezeit verlängert werden.

Die Wiesengräber haben folgende Maße - Länge 0,70 m, Breite 0,70 m'

Die Wiesengrabanlage ist eine gärtnerisch geschlossen gestaltete Grünanlage, auf der

dicht nebeneinander bestattet wird. Die Aufstellung individueller Grabzeichen ist nicht ge-

stattet, Die Ortsgemeinde stellt eine zentrale Gedenktafel zur Verfügung, auf der die Na-

men der Beigesetzten eingraviert werden dürfen. Die Anlage wird von der Friedhofsver-

waltung unterhalten. Die Bestattung in derWiedergrabanlage geschieht nur auf Antrag.

I



S 16 Ehrengrabstätten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten obliegt aus-

schließlich dem Friedhofsträger.

5. Gestaltunq der Grabstätten und Grabmale

$ 1 7 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass die Würde

des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtlage gewahrt wird. An je-

dem Grabmal kann seitlich bis zu 30 cm über der Grabfläche das Monogramm des Her-

stellers unauffällig angebracht werden.

6. Grabmale

$ 18 Größe der Grabmale

(1) Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind Grabmale mit folgenden Maßen zulässig

a) Grabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren

Höhe bis 0,80 m, Mindeststärke 0,12 m

b) Grabstätten für Verstorbene über 5 Jahren

Höhe bis 1,20 m, Mindeststärke 0,12 m

(2) Auf Urnengrabstätten sind Grabmale mit folgenden Maßen zulässig:

Höhe bis zu 0,80 m, Mindeststärke 0,12 m

(3) Für liegende Grabmale gelten keine besonderen Höchstmaße

(4) Der Friedhofsträger kann Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 und auch

sonstige bauliche Anlagen zulassen, soweit er es unter Beachtung des $ 17 für vertretbar

hält.

$ 19 Errichten und Anderung von Grabanlagen

(1) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind

entsprechend ihrer Größe nach den allgemein anerkannten Regeln der Baukunst zu fun-

damentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind. Grabma-

le/Grabsteine sind so zu fundamentieren, dass es nur zu geringen Setzungen kommt und

diese Setzungen gegebenenfalls durch einen wirtschaftlich vertretbaren Aufwand korri-

giert werden können. Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst

ist ausschließlich die ,,Technische Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen"

(TA-Grabmal) der Deutschen Naturstein-Akademie e.V. (DENAK) in der jeweils gültigen

Fassung. Die TA-Grabmal gilt für die Planung, Erstellung/Ausführung und die Abnahme-

prüfung.

62A
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(2) Die Einbringung von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen darf nur durch zuver-

lässige Gewerbetreibende im Sinne des $ 6 erfolgen, die für diese Tätigkeit über einen
gegenüber dem Friedhofsträger nachgewiesene Haftpflichtversicherung für die Tätigkeit

auf dem Friedhof für Personen- als auch für Sachschäden verfügen.

(3) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen sind der Friedhofsvenrualtung unter

Venarendung der hierfür vorgesehenen Formulare anzuzeigen. Der Anzeige sind beizufü-
gen der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht mit der Bemaßung aller relevan-

ten Bauteile unter Angabe des Materials und seiner Bearbeitung. Die sicherheitsrelevan-

ten Daten, wie Fundamentierung und Verdübelung sind auf den Formblättern der TA-

Grabmal dem Antrag beizufügen.

(4) Mit dem Vorhaben darf einen Monat nach Vorlage der vollständigen Anzeige begonnen

werden, wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen ei-

nes Verstoßes gegen die Friedhofssatzung geltend gemacht werden. Vor Ablauf des Mo-

nats darf begonnen werden, wenn die Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstim-

mung mit der geltenden Friedhofssatzung bestätigt.

(5) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche An-

lage nicht binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet bzw. geändert wor-

den ist.

(6) Der/die Nutzungsberechtigte ist für die Einhaltung der vorgenannten Bestimmungen ver-

antwortlich.

(7) Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale haben die Gewerbetreiben-

den eine Abnahmebescheinigung gemäß TA-Grabmal der Friedhofsverwaltung innerhalb

von 8 Wochen zu überlassen und somit zu bestätigen, dass die Grabmalanlage mit Ge-

brauchslast geprüft wurde. Bei einer erforderlichen Abnahmeprüfung ist die Dokumentati-

on der Abnahmeprüfung dem Nutzungsberechtigten zu übergeben. Der Nutzungsberech-

tigte kann die Abnahmeprüfung der Friedhofsverwaltung zur Aufbewahrung überlassen.

$ 20 Standsicherheit der Grabmale

(1) Die Standfestigkeit der Grabmale wird mindestens einmal jährlich von der Friedhofsver-

waltung gemäß Anleitung zur Standsicherheitsprüfung vom Verband der Friedhofsverwal-

ter Deutschlands e.V. überPrüft.

(2) Wird der ordnungswidrige Zustand eines Grabmales oder sonstiger baulicher Anlagen

trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer jeweils fest-

zusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsvenryaltung berechtigt, das

Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen vorläufig zu sichern oder zu

entfernen. Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren.

lst der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln,

genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und Aufkleber auf dem

Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der für die Dauer von einem Monat ange-

bracht wird. Bei unmittelbar drohender Gefahr ist eine Benachrichtigung nicht erforderlich.
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$ 21 Verkehrssicherungspflicht für Grabmale

Die lnhaberin/der lnhaber der Grabstätte bzw. die/der Nutzungsberechtigte sind verpflich-

tet, das Grabmal im Jahr mindestens einmal nach der Frostperiode auf ihre Standfestig-

keit hin fachmännisch zu überprüfen oder auf ihre Kosten durch Fachleute überprüfen zu

lassen, gleichgültig, ob äußerliche Mängel erkennbar sind oder nicht. Dabei festgestellte

Mängel sind unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen oder beseitigen zu lassen, ln-

haberinnen/lnhaber von Grabstätten und Nutzungsberechtigte, welche diesen Verpflich-

tungen nicht ordnungsgemäß nachkommen, haften für sich daraus ergebenden Schäden.

$ 22 Entfernen von Grabmalen

(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder Nutzungszeit dürfen Grabmale nur mit vorheriger Zustim-

mung der Friedhofsvenrualtung entfernt werden'

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten, nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl-

grabstätten oder nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die

Grabmale, Grabeinfassungen, Grabdeckplatten, Fundamente, Bepflanzung inkl. Wurzel-

werk und Grabzubehör innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entfernen. Auf den Ab-

lauf der Ruhezeit bzw. Nutzungszeit wird schriftlich oder durch öffentliche Bekanntma-

chung hingewiesen. Kommt der Verpflichtete dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die

Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. Lässt der Verpflichte-

te das Grabmal nicht binnen drei Monaten abholen, geht es entschädigungslos in das Ei-

gentum der Ortsgemeinde Morschheim über. Sofern Grabstätten von der Friedhofsver-

waltung abgeräumt werden, hat der jeweilige Verpflichtete die Kosten zu tragen.

(3) Verpflichteter ist bei Reihengrabstätten der lnhaber der Grabzuweisung (Verantwortlicher

gem. S 9 BestG), beiWahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte.

7. He n und Pfleoe der bstätten

$ 23 Herrichten und lnstandhalten der Grabstätten

(1) Alle Grabstätten müssen in Rahmen der Vorschriften der SS 17 und 18 hergerichtet und

dauernd instandgehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. Venruelkte

Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen.

(2) Für die Herrichtung und die lnstandhaltung ist bei Reihengrabstätten der lnhaber der

Grabzuweisung (Verantwortlicher gemäß $ 9 BestG), bei Wahlgrabstätten der Nutzungs-

berechtigte vera ntwortl ich.

(3) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und pfle-

gen oder damit einen Friedhofsgärtner beauftragen.

Die Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach der Bestattung oder nach der

Verleihung des Nutzungsrechtes hergerichtet werden.
(4)
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(5) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlage außerhalb der

G rabstätten obliegt aussch I ießlich der F ried hofsverwaltu n g.

(6) Die Beeinflussung der Grabanlagen, insbesondere der gärtnerischen Anlage, durch die

außerhalb der Grabstätte stehenden Bäume und anderen Bewuchs ist zu dulden. Ein An-

spruch auf Entfernung der Bäume und des Bewuchses besteht nicht.

(7) Die Grabstätten sollen in ihrer gesamten Fläche bepflanzt oder gestaltet werden. Die Be-

pflanzung darf die anderen Grabstätten sowie die öffentlichen Anlagen und Wege nicht

beeinträchtigen. Nicht zugelassen sind insbesondere Bäume und großwüchsige Sträu-

cher.

(S) Alle Grabstätten der im Belegungsplan ausgewiesenen Abteilung 1 werden mit Gehweg-

platten abgegrenzt. Grabeinfassungen und Einfriedungen sind in dieser Abteilung nicht

zulässig.

(g) Die Venryendung von chemischen Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln ist

untersagt.

$ 24 Vernachlässigte Grabstätten

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder bepflanzt, hat der Verant-

wortliche auf schriftliche Aufforderung der Friedhofsvenryaltung die Grabstätte innerhalb

einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt er die-

ser Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte nach ihrem

Ermessen auf seine Kosten herrichten lassen oder vorzeitig einebnen.

(2) lst der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt für die

Durchführung der Maßnahmen nach Abs. 1 eine öffentliche Bekanntmachung oder ein

Hinweis auf der Grabstätte.

8. Leichenhalle

$ 25 Benutzen der Leichenhalle

(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur mit Er-

laubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden. Die Friedhofsvenrraltung kann hierfür

bestimmte Zeiten festlegen, wobei in besonderen Fällen (2.8. Unfalltod) Ausnahmen

möglich sind.

(2) Die Särge sind spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der Beiset-

zung endgültig zu schließen.

(3) Die Särge der an einer nach seuchenrechtlichen Bestimmungen meldepflichtigen Krank-

heit Verstorbenen sollen in einem besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden.

Der Zutritt zu diesen Räumen und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der

vorherigen Zustimmung des Amtsarztes.
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9. Schlussvorschriften

$ 26 Alte Rechte

(1) Bei Grabstätten, die bei lnkrafttreten dieser Satzung bereits zugeteilt oder erurorben sind,

richten sich Ruhezeit und Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften.

(2) Die vor dem lnkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von unbegrenzter

oder unbestimmter Dauer oder von mehr als 30 Jahren werden auf 30 Jahre Nutzungszeit

nach g 14 oder $ 15 dieser Satzung seitVerleihung begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor

Ablauf eines Jahres nach lnkrafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt beige-

setzten Leiche oder Asche.

(3) lm Übrigen gilt diese Satzung.

$ 27 Haftung

Die Ortsgemeinde Morschheim haftet nicht für Schäden, die durch satzungswidrige Benut-

zung des Friedhofes sowie seiner Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen oder

durch Tiere entstehen.

S 28 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

624

L

2.

3.

4.

5.

6.

7.

den Friedhof entgegen den Bestimmungen des $ 4 betritt,

sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Ortes entsprechend verhält oder die Anord-

nungen des Friedhofspersonals nicht befolgt ($ 5 Abs. 1),

gegen die Bestimmung des $ 5 verstößt,

eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne die erforderlichen Voraussetzungen

ausübt ($ 6 Abs. 1),

Umbettungen ohne vorherige Zustirnmung vornimmt (S 1),

die Bestimmungen über zulässige Maße der Grabmale nicht einhält (S 18),

als Verfügungsberechtigter, Nutzungsberechtigter oder Gewerbetreibender Grabmale

oder sonstige Grabausstattungen ohne Zustimmung errichtet oder verändert ($ 19),

Grabmale ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt ($ 22),

Grabmale und Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem Zustand hält (S 21),

Chemische Pflanzenschutz- und U nkrautbekämpfu ngsm ittel venrendet (S 23),

Grabstätten entgegen $ 18 gestaltet oder bepflanzt,

Grabstätten vernachlässigt (S 24),

Die Leichenhalle entgegen $ 25 betritt.

8.

9.

10.

11.
12.

13.

(Z) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000,-- € geahndet werden. Das

Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OwiG) vom 19.02.1987 (BGBI. I S. 602) in der jeweils

geltenden Fassung findet Anwendung.
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$ 29 Gebühren

Für die Benutzung des von der Ortsgemeinde Morschheim verwalteten Friedhofes und

seiner Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensat-

zung zu entrichten.

$ 30 lnkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig treten die

Friedhofssatzung vom 03.05.2011 in ihrer zurzeit geltenden Fassung sowie alle übrigen

entgege nstehen den o rtsrechtl iche n Vorsch riften a u ße r Kraft .

Morschheim, 15.10.20

rtsbürgermeister

Es wird auf S 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hinqewiesen:

Satzungen, die unter Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes

oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekannt-

machung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1.

gung
die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausferti-

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss bean-

standet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der

Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen

soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der

in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Verband sg eme i ndeve nra ltu n g
67 292 Ki rch heim bo landen

Az.:31001 12l14lSH

Bekanntmachung

Benennung einer neu zu erschließenden Straße (Verlängerung Selzgarten)
in der Ortsgemeinde Orbis

Die Verlängerung zur Straße ,,Selzgarten" wird nun erschlossen.
Der Gemeinderat hat am 10. Oktober 2019 beschlossen, den Straßennamen
,,Selzgarten'o flrr die Verlängerung der Straße im Neubaugebiet fortzuführen.
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SATZUNG
über die

Erhebung von Sondernutzungsgebühren für die über den

Gemei n gebrauch h i nausgehende I nanspruch nah me öffentl icher Straßen

in der Stadt Kirchheimbolanden

(Sondern utzu n gsqebü h rensatzu nql

vom 22,t0.2019

Der Stadtrat Kirchheimbolanden hat in seiner Sitzung am 16.10.2019 auf Grund des $
24 der Gemeindeordnung (GemO) in Verbindung mit SS 41 Absatz 2 und 47 Absatz4
Landesstraßengesetz (LStrG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt
gemacht wird:

ln ha lt
$ 1 Sachlicher Geltungsbereich

$ 2 Erlaubnisbedürftige Sondernutzungen................ .........2

$ 3 Erlaubnisfreie Sondernutzungen .................2

$ 4 Erlaubnis, Zuständigkeit .............3

$ 5 Verkehrssicherungspflicht

$ 6 Gebühren.............

$ 7 Gebührenpflichtige..............

$ 8 Gebührenberechnung, Gebührenbemessung................

$ 9 Entstehung des Gebührenanspruches und Fälligkeit der Gebühren..

$ 1 0 Gebührenerstattung ...........

$ 11 Plakate .....

$ 1 2 Ordnungswidrigkeiten.....

$ 13 Anwendbarkeit sonstiger Vorschriften

$ 1 4 lnkrafttreten ......

3

4

4

5

5

6

6

6

Anlage 1 Gebührentabelle..
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So nde rn utzu ngssatzu ng der Stadt Kirch hei m bo la nde n v om 22.IO.2019

$ 1 Sachlicher Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für alle Straßen der Stadt Kirchheimbolanden innerhalb und

außerhalb der geschlossenen Ortslage, öffentlichen Wege und Plätze einschließlich
der Ortsdurchfahrtsstraßen von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen.

(2) Die Satzung gilt nicht für die Wochen-, Jahr- und Flohmärkte, die Bienruoche, den
Christkindlmarkt und sonstige, in Trägerschaft der Stadt durchgeführte
Veranstaltungen. Gleiches gilt für im Stadtbereich aufgestellte Litfaßsäulen und

Werbetafeln, deren Nutzung durch privatrechtliche Verträge geregelt ist.

(3) Straßen, öffentliche Wege und Plätze im Sinne der Satzung sind die nach dem
LStrG gewidmeten Flächen.

(4) Zu den Straßen gehören:

1. Der Straßenkörper, das sind insbesondere Straßengrund, Straßenunterbau,
Straßendecke, Geh- und Radwege, Parkplätze, Brücken, Tunnel, Durchlässe,
Dämme, Gräben, Entwässerungsanlagen, Böschungen, Stützmauern,
Lärmschutzanlangen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, '-

2.die Geh- und Radwege mit eigenem Straßenkörper, die im Zusammenhang mit
einer öffentlichen Straße im Wesentlichen mit ihr gleichlaufen,

3. der Luftraum über dem Straßenkörper,

4. der Bewuchs und das Zubehör, das sind Verkehrszeichen, Verkehrseinrichtungen
und Verkehrsanlagen aller Art, die der Sicherheit oder Leichtigkeit des
Straßenverkehrs oder dem Schutz der Anlieger dienen.

$ 2 Erlaubnisbedürftige Sondernutzungen

Der Gebrauch der in $ 1 bezeichneten Straßen über den Gemeingebrauch hinaus
bedarf der Erlaubnis (Sondernutzungserlaubnis) der Stadt, soweit in dieser Satzung
nichts anderes bestimmt ist. lnhalt und Umfang des Gemeingebrauchs ergeben sich

aus $ 34 Landesstraßengesetz (LStrG).

$ 3 Erlaubnisfreie Sondernutzungen

(1) Keiner Erlaubnis nach dieser Satzung bedürfen:

1. bauaufsichtlich genehmigte Gebäudesockel, Gesimse, Fensterbänke, Balkone,
Erker, Sonnenschutzdächer (Markisen), Vordächer, Arkaden, Entlüftungs- und

Lichtschachte,

2. bauaufsichtlich genehmigte Treppenstufen

3. bauaufsichtlich genehmigte Werbeanlagen, die an einer an die Straße
angrenzenden baulichen Anlage angebracht sind, Hinweisschilder,
Hinweiszeichen und Warenautomaten, die an einer an die Straße angrenzenden
baulichen Anlage angebracht sind und die höchstens 25 cm in den Gehweg
hineinragen,

4. Werbeanlagen während eines Wahlkampfes, sofern sie nicht in das

Seite 2 von 9



629
So ndern utzu ngssatzu ng de r Stadt Kirchheim bola nde n v om 22.10.2O19

Lichtraumprofil von Fahrbahnen hineinragen,

5. das behördlich genehmigte Sammeln von Geld- und Sachspenden
(Straßensammlungen),

6. das Aufstellen von Warenständern und -regalen, sofern durch das Aufstellen nicht

mehr als 3 m2 beansprucht werden.

(2) Erlaubnisfreie Sondernutzungen können ganz oder teilweise eingeschränkt
werden, wenn Belange des Verkehrs dies vorübergehend oder auf Dauer erfordern.

(3) lst für die Benutzung einer Straße die Erlaubnis durch die Straßenverkehrsbehörde

erforderlich, ist $ 41 Abs. 7 Landesstraßengesetzzu beachten.

(4) Eine nach anderen Vorschriften bestehende Genehmigungspflicht wird durch
vorstehende Regelung nicht berührt.

$ 4 Erlaubnis, Zuständigkeit

(1) Eine Sondernutzung darf erst ausgeübt werden, wenn dafür eine Erlaubnis erteilt
ist. -

(2) Zuständig für die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis ist die
Verbandsgemei ndeverwa ltu n g Ki rch heim bolanden.

(3) Die Erlaubnis ist schriftlich bis spätestens 14 Tage vor Beginn der beabsichtigten

Sondernutzung bei der Verbandsgemeindevenrualtung Kirchheimbolanden zu stellen.

Der Antrag muss enthalten:

a. Name, Anschrift, Telefonnummer und Unterschrift des Antragstellers.

b. Falls der Antragsteller die Sondernutzung nicht selbst ausübt, sind die
entsprechenden Angaben der für die Ausübung verantwortliche Person

anzugeben.

c. Angaben über den Zweck, den Ort, der örtlichen Begrenzung, die Größe und den

Umfang und die voraussichtliche Dauer der Sondernutzung.

Die Verbandsgemeindevenvaltung kann dazu weitere Erläuterungen, insbesondere

durch Lagepläne, Zeichnungen, textliche Beschreibungen, Gutachten oder in sonst
geeig neter Weise, verlangen.

(a) Die Edaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf erteilt. Sie kann durch Auflagen und

Bedingungen ergänzt oder beschränkt werden.

(5) Soweit Erlaubnisse nach anderen Rechtsvorschriften einzuholen sind, werden

diese nicht durch die Sondernutzungserlaubnis ersetzt.

$ 5 Verkeh rssicheru ngspflicht

(1) Die Verkehrssicherungspflicht für die im Rahmen der Sondernutzung erstellten

Anlagen und Einrichtungen obliegt dem Inhaber der Sondernutzungserlaubnis. Er

haftet für alle Schäden, die bei oder aus Anlass der Ausübung entstehen.
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(2) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, sich ausreichend gegen Haftpflichtansprüche

zu versichern. Auf Anforderung ist der Nachweis über den Abschluss einer
Haftpflichtversicherung und der regelmäßigen Prämienzahlung vorzulegen.

(3) Die Stadt ist berechtigt, zur Deckung der Kosten für möglichenryeise entstehende
Schäden von dem Erlaubnisnehmer vor Erteilung der Erlaubnis eine angemessene
Sicherheitsleistung im Sinne des S 16 Landesgebührengesetzes (LGebG) zu

verlangen.

(4) Die Stadt haftet dem Erlaubnisnehmer nicht für Schäden, die sich aus dem Zustand
der Straßen und der darin eingebauten Leitungen und Einrichtungen für den

Erlaubnisnehmer und die von ihm erstellten Anlagen ergeben. Mit der Einräumung der
Sondernutzung übernimmt die Gemeinde keinerlei Haftung, insbesondere nicht für die
Sicherheit der von den Benutzern eingebrachten Sachen.

$ 6 Gebühren

(1) Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen werden Gebühren nach dem dieser

Satzung beigefügten Gebührenverzeichnis erhoben (Sondernutzungsgebühren). Das

Gebührenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung. Für Sondernutzungen, die im
Gebührenverzeichnis nicht aufgeführt sind, wird eine Sondernutzungsgebühr erhoben,
die nach den im Verzeichnis aufgeführten vergleichbaren Sondernutzungen a)
berechnen ist.

(2) Für die Bearbeitung des Sondernutzungsantrages und für die Bearbeitung von

Fällen ungenehmigter Sondernutzungen wird eine Veruraltungsgebühr erhoben, die
sich nach dem verursachten Aufwand bemisst. Die Verwaltungsgebühr beträgt
mindestens 15,00 €. Bei einer verspäteten Abgabe des Antrages wird eine zusätzliche
Gebühr in Höhe von 15,00 €, bei unerlaubter Sondernutzung zusätzlich 30,00 €
erhoben.

(3) Die Gebührenpflicht besteht auch dann, wenn eine erlaubnispflichtige

Sondernutzung ohne Erlaubnis ausgeübt wird.

(4) Bei Veranstaltungen, die einem der in $ 52 Abgabenordnung genannten Zweck

dienen (gemeinnützige Zwecke) oder sonst im überwiegend öffentlichen lnteresse

stehen, kann von einer Gebührenerhebung ganz oder teilweise abgesehen werden.

(5) Die Befugnis zum Erheben weiterer Gebühren aufgrund sonstiger rechtlicher
Vorsch riften bleibt unberührt.

$ 7 Gebührenpflichtige

(1) Zum Entrichten der Gebühr sind verpflichtet:

a) der Antragsteller, der Erlaubnisnehmer und deren Rechtsnachfolger

oder

b) derjenige, der eine Sondernutzung tatsächlich ausübt oder in seinem
ausüben lässt.
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(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.

$ 8 Gebührenberechnung, Gebührenbemessung

(1) Grundlage der Gebührenberechnung bilden die im Antrag gemachten Angaben.
Weicht die Ausübung der Sondernutzung von den Angaben im Antrag ab, können die
Sondernutzungsgebühren entsprechend der tatsächlichen Nutzung erhöht werden.
Unabhängig von der Antragsstellung besteht die Gebührenpflicht solange fort, bis die
genutzte Straße oder Einrichtung wieder allgemein nutzbar und ordnungsgemäß
wiederhergestellt wurde. lst eine ordnungsgemäße Wiederherstellung aus Gründen,
die der Erlaubnisnehmer nicht zu vertreten hat, innerhalb des Nutzungszeitraums nicht
möglich, ist dies der Erlaubnisbehörde unverzüglich unter Angabe der
Hinderungsgründe anzuzeigen. Über den Zeitraum bzw. einem evtl. Erlass der
Gebührenberechnung kann dann im Einzelfall durch die Erlaubnisbehörde
entschieden werden.

(2) Soweit die Gebühr nach Strecken- oder Flächenmaßen (laufende Meter,

Quadratmeter) bemgssen wird, ist jede angefangene Einheit voll 4u berechnen,
Werden Sondernutzungen für die lm Gebührenverzeichnis Jahresgebühren
festgesetzt sind, nicht im ganzen Kalenderjahr in Anspruch genommen, so wird für
jeden angefangenen Kalendermonat 1112 der Jahresgebühr erhoben. lm Übrigen
werden angefangene Monate, Wochen oder Tage jeweils voll berechnet.

(3) Ergeben sich bei dem Ermitteln der Gebühren Cent-Beträge, so werden diese auf
volle Euro-Beträge aufgeru ndet.

$ 9 Entstehung des Gebührenanspruches und Fälligkeit der Gebühren

(1) Die Gebühren werden im Erlaubnisbescheid festgesetzt.

(2) Der Gebührenanspruch entsteht

a) bei Sondernutzungen für einen Zeitraum bis zu einem Jahr:

---+ mit Erteilung der Erlaubnis,

b) bei Sondernutzungen, die für einen Zeitraum von mehr als einem Jahr oder
auf Widerruf genehmigt werden:

--- Bei Erteilung der Erlaubnis für das laufende Rechnungsjahr,
---+ für die nachfolgenden Rechnungsjahre jeweils mit Beginn des

Rechnungsjahres,

c) bei Sondernutzungen, für die keine Erlaubnis erteilt wurde, entsteht die
Gebührenschuld mit Beginn der Sondernutzung.

(3) Die Sondernutzungsgebühr wird mit Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig,
in den Fällen des Abs. 2 b) im Zeitpunkt des Entstehens des Gebührenanspruches.

(a) Die Erteilung der Erlaubnis kann von der vorherigen Zahlung eines angemessenen
Vorschusses oder von einer angemessenen Sicherheitsleistung im Sinne des $ 16

LGebG auf die Sondernutzungsgebühr abhängig gemacht werden.
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(5) Rückständige Sondernutzungsgebühren
Ve rwa ltu n g svo I I strecku n g sve rfa h re n be i getriebe n .

werden tm

$ 10 Gebührenerstattung

(1) Wird eine Sondernutzung vorzeitig aufgegeben, so besteht kein Anspruch auf
Erstattung der Gebühren.

(2) lm Voraus entrichtete Gebühren werden anteilsmäßig erstattet, wenn die
Gemeinde eine Sondernutzungserlaubnis aus Gründen widerruft, die nicht vom
Gebührenschuldner zu vertreten sind oder wenn die Sondernutzung aus Gründen
höherer Gewalt während eines zusammenhängenden Zeitraums von mehr als drei
Monaten nicht ausgeübt werden kann.

$ 11 Plakate

(1) Plakate sind genehmigungspflichtig. Als Plakate gelten alle
Veranstaltu ngsh i nweise im öffentl ichen Rau m.

(2) Die Werbung mit Plakaten wird auf eine in der Erlaubnis angegebene Anzahl
beschränkt und für max. 21 Tage vor Veranstaltungsbeginn zugelassen. Die

Entfernung hat spätestens drei Tage nach der Veranstaltung zu erfolgen. Alle
genehmigten Plakate erhalten einen Aufkleber zur Kennzeichnung.

(3) Absatz 2 gilt nicht für Wahlwerbung. Für diese gilt 6 Wochen vor der Wahl und bis

eine Woche danach.

(4) Plakate an Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen, sowie im 5 m Bereich
von Kreuzungen und Einmündungen sowie an Querungshilfen und

Fußgängerüberwegen sind unzulässig.

(5) Nicht genehmigte, unzulässige und über den erlaubten Zeitraum hinaus hängende
Plakate können von der Stadt kostenpflichtig beseitig werden.

(6) Plakate größer als DIN A 0 (Großplakate) und Bannerwerbung bedürfen
grundsätzlich einer Einzelerlaubnis und sind auf die von der Stadt Kirchheimbolanden
vorgegebenen Bereiche begrenzt.

$ 1 2 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des $ 24 Abs.5 GemO handelt insbesondere, wer
vorsätzlich oder fahrlässig

a) eine Sondernutzung ohne Erlaubnis nach $ 4 Absatz 1 ausübt

b) Auflagen und Bedingungen nach $ 4 Absatz 4 nicht nachkommt

c) Die Verkehrssicherungspflicht nach $ 5 nicht beachtet

d) Unrichtige Angaben zur Gebührenbemessung im Sinne $ 8 Absatz 1 macht

e) Plakate nach $ 11 Absatz 1 nicht genehmigen lässt

f) Plakate entgegen $ 11 Absatz2 zu früh aufhängt oder nicht rechtzeitigt entfernt.
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g)Plakatierungen entgegen $ 11 Absatz 4 an Verkehrszeichen, innerhalb des 5 m
Bereichs von Kreuzungen und Einmündungen sowie an Querungshilfen und

Fu ßgängerüberuregen du rchfühtt

g) Großplakate oder Banneruruerbung entgegen $ 11 Absatz 6 ohne Einzelerlaubnis
oder außerhalb der vorgegebenen Bereiche aufstellt oder Anbringt

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet werden.

$ 13 Anwendbarkeit sonstiger Vorschriften

Für die Erhebung der Sondernutzungsgebühren gelten die Vorschriften des
Kommunalabgabengesetzes in der jeweils geltenden Fassung ergänzend.

$ l4lnkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Sondernutzungssatzung vom 1 5.09.201 0 außer Kraft.

Stadt Kirchheimbolanden, den 22.10.2019

Dr. Muchow

(Stadtbürgermeister)

l-c wird auf R 244hc 6 der met nrlenrrln u nat h lndat^flaaan

Satzungen, die unter Verletzungen von Vedahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes
oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekannl
machung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1.

gung
die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausferti-
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet oder jemand die Verletzung der Ver-fahrens- und Formvorschriften gegenüber der
Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen
soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2Nr.2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Anlage 1 Gebührentabelle

zur Satzung über die Gebühren für Sondernutzung an öffentlichen Straßen, Wege und

Plätze der Stadt Kirchheimbolanden vom 22.10.2019

15,00€-500,00€1.1 Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis

15,00€-500,00€1.2 Versagung einer Sondernutzungserlaubnis

Untersagung einer unerlaubt ausgeübten Sondernutzung 30,00€-500,00€1.3

2,50 €2.1 Tische und Sitzgelegenheiten

Blumenkübel 1,00 €2.2

1,00 €2.3 Schirme

1,00 €2.4 Schaukästen

2,00 €Warenauslagen2.5

1 50€
r 10,00 €Mind

3.1 Baugerüst

Pauschal pro Monat
15,00 €3.2 Bauschuttcontainer

Pauschal pro Monat
15,00 €Mobiler Kran3.3

Pauschal pro Monat
40,00 €3.4 Ortsfester Kran

Pauschal pro Monat
15,00 €3.5

Baumaschinen (Betonmaschine,
Dachdeckeraufzug, Silo, usw.)

Estrichpumpe,

1,00
Baumateriallagerung auf dem Gehweg ab dem 4.Tag

Min hr 10 00€3.6

2,00

Min hr 20,00 €
Baumateriallagerung auf der Straße ab dem 4.Tag3.7
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1,00 €

Mindestgebtihr 10,00 €
4.1 Sperrung vom Gehweg

2,00

Mindestgebühr 20,00 €
Sperrung der Fahrbahn4.2

kostenfreiSperrungen im Gehweg oder Fahrbahn zur Verlegung von
Ver- und Entsorgungsleitungen für die Daseinsvorsorge4.3

Sperrung Parkplatz
Baustellenfahrzeuge, usw

für Umzugswagen,
2,004.4

2,00 €.Verkaufsstand / Verkaufswagen

1,00 €lnformationsstand

10,00 €Erlaubnis zum Plakatieren
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Friedhofssatzung

der Ortsgemeinde Mörsfeld

vom 28.10.2019

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Mörsfeld hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung
Rheinland-Pfalz (GemO) sowie der $$ 2, Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des Bestat-
tungsgesetzes (BestG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

lnhaltsverzeichnis

1. Allgemeine Vorschriften
S 1 Geltungsbereich

S 2 Friedhofszweck

S 3 Schließung und Aufhebung

2. Ordn ungsvorschriften
S 4 Öffnungszeiten

S 5 Verhalten auf dem Friedhof

S 6 Ausführen gewerblicher Arbeiten

3. Allgemeine Bestattungsvorschriften
S 7 Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit

S I Särge und Urnen

S I Grabherstellung

S 10 Ruhezeit

S 11 Umbettungen

4. Grabstätten
S 12 Allgemeines, Arten der Grabstätten

S 13 Reihengrabstätten

S 14 Wahlgrabstätten

S 15 Spezielle Wahlgrabstätten

S 16 Ehrengrabstätten

5. Gestaltung der Grabstätten
S 17 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

6. Grabmale
S 18 Größe der Grabmale

S 19 Errichten und Andern von Grabmalen

S 20 Standsicherheit der Grabmale

S 21 Verkehrssicherungspflicht für Grabmale

S 22 Entfernen von Grabmalen

1
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7. Herrichten und Pflege der Grabstätten
S 23 Herrichten und lnstandhalten der Grabstätten

S 24 Vernachlässigte Grabstätten

8. Leichenhalle
S 25 Benutzen der Leichenhalle

9. Schlussvorschriften
S 26 Alte Rechte

S 27 Haftung

S28 Ordnungswidrigkeiten

S 29 Gebühren

S 30 lnkrafttreten

1. Allqemeine Vorschriften

$ 1 Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für den im Gebiet der Ortsgemeinde Mörsfeld, in der Friedhofstraße,
gelegenen und von ihr verwalteten Friedhof.

$ 2 Friedhofszweck

(1) Der Friedhof ist eine nicht rechtsfähige Anstalt (öffentliche Einrichtung) der Ortsgemeinde
Mörsfeld.

(2) Er dient der Bestattung derjenigen Person, die

a)
b)

c)

d)

bei ihrem Tode Einwohner der Ortsgemeinde Mörsfeld waren,

ein besonderes Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte haben,

ohne Einwohner zu sein, nach $ 2 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BestG zu bestatten sind, oder
früher in der Gemeinde gewohnt hat und seine Wohnung nur wegen der Aufnahme in
eine auswärtige Altenpflege- oder ähnliche Einrichtung oder wegen Verlegung des Wohn-

sitzes zu auswärts wohnenden Angehörigen zur Vermeidung der Unterbringung in einer
vorgenannten Einrichtung aufgegeben hat.

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsver-

waltung.

(4) Einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung nach Abs. 3 besteht nicht. Die

Friedhofsverwaltung kann die Bestattung vom Abschluss einer Sondervereinbarung ab-

hängig machen.

$ 3 Schließung und Aufhebung

(1) Der Friedhof oder Teile des Friedhofes können ganz oder teilweise für weitere Bestattun-

gen oder Beisetzungen gesperrt (Schließung) oder anderen Zwecken gewidmet werden

(Aufhebung)-vgl. $ 7 BestG-.
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(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen und Beisetzungen aus-
geschlossen. Soweit durch die Schließung das Recht auf weitere Bestattungen oder Bei-

setzungen in Wahl- oder Urnengranstätten erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten für

die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungs- oder Beisetzungsfalles

auf Antrag eine andere Wahl- bzw. Urnengrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem

kann er die Umbettung verlangen, soweit die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist.

(3) Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestätte der Toten verlo-

ren. Die in Reihengrabstätten Bestatteten werden, falls die Ruhezeit noch nicht abgelau-

fen ist, auf Kosten der Ortsgemeinde Mörsfeld in andere Grabstätten umgebettet.

(4) Schließung oder Aufhebung werden öffentlich bekanntgemacht. Der Nutzungsberechtigte

einer Wahlgrabstätte erhält außerdem eine schriftliche Benachrichtigung, wenn sein Auf-

enthalt bekannt oder über das Einwohnermeldeamt zu ermitteln ist.

(5) Umbettungstermine werden spätestens einen Monat vorher öffentlich bekanntgemacht.

Gleichzeitig werden sie bei Wahl- oder Urnengrabstätten den Nutzungsberechtigten, bei

Reihengrabstätten - soweit möglich - einem Angehörigen des Verstorbenen mitgeteilt.

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Ortsgemeinde Mörsfeld auf ihre Kosten entsprechend

den Grabstätten auf dem aufgehobenen bzw. geschlossenen Friedhof oder Friedhofsteil

hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechts.

2. Ordnu nqsvorschriften

g 4 öffnungszeiten

(1) Die Öffnungszeiten werden an den Eingängen durch Aushang bekanntgegeben. Zu ande-

ren Zeiten darf der Friedhof nur mit Erlaubnis der Friedhofverwaltung betreten werden.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten des Friedhofs oder

einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen.

$ 5 Verhalten auf dem Friedhof

(1) Die Besucher haben sich auf dem Friedhof derWürde des Ortes entsprechend zu verhal-

ten. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener betreten.

(3) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:

a) Die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren; Kinderuvagen und Rollstühle, Behinder-

tenfahrräder oder ähnliche Hilfsmittel sowie Handwagen zur Beförderung von Material zur

Grabherrichtung, leichte Fahrzeuge von zugelassenen Gewerbetreibenden und Fahrzeu-

ge der Friedhofsvenrraltung sind ausgenommen,

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten und hierfür zu werben,
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c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung, Beisetzung oder Gedenkfeier

störende Arbeiten auszufü h ren,

Drucksch riften zu verteilen,
den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen oder zu

beschädigen,
Abraum außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzuladen,

Tiere - ausgenommen Behindertenbegleithunde - mitzubringen,

zu spielen, zu lärmen und Musikwiedergabegeräte zu betreiben. Der Friedhofsträger kann

Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf ihm

vereinbar sind,

Gewerbsmäßig oder andere als eigene Grabstätten zu fotografieren oder zu filmen, es sei

denn,
aa) ein entsprechender Auftrag eines Nutzungsberechtigten liegt vor oder
bb) der Friedhofsträger hat zugestimmt. Für das Verwaltungsverfahren gilt $ 6 Abs. 1

Satz 2 und 3 entsprechend."

d)

e)

0
s)
h)

i)

(4) Feiern und andere nicht mit einer Bestattung/Beisetzung zusammenhängende Veranstal-
tungen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsvenaraltung; sie sind spätestens vier Tage

vorher anzumelden.

$ 6 Ausführen gewerblicher Arbeiten

(1) Die Gewerbetreibenden und ihre Hilfspersonen haben sich vom geltenden Ortsrecht

Kenntnis zu verschaffen und sich gegenüber dem Personal des Friedhofsträgers auf des-

sen Verlangen durch einen gültigen amtlichen Lichtbildausweis zu identifizieren. Die Ge-

werbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten in Zusammen-

hang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen.

(2) Gewerbliche Tätigkeiten dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungszeiten verrichtet

werden. Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen.

(3) Die für die gewerblichen Tätigkeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf

den Friedhöfen nur vorübergehend und nur an den von der Friedhofsverwaltung geneh-

migten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung oder Unterbrechung der Tagesarbeit

sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in den früheren Zustand zu bringen. Gewerblich

genutzte Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofes ge-

reinigt werden.

(4) Die Gewerbetreibenden haben dem Friedhofsträger ihre Tätigkeit auf dem Friedhof spä-

testens vier Wochen vor Beginn der erstmaligen Ausführung von Arbeiten anzuzeigen.

Die Anzeige kann formlos, schriftlich oder per E-Mail erfolgen, Der Anzeige ist ein Nach-

weis über das Bestehen einer die Tätigkeit auf dem Friedhof abdeckenden Haftpflichtver-

sicherung beizulegen. Den Arbeiten wird seitens des Friedhofsträgers zugestimmt, wenn

innerhalb dieser vier Wochen keine Ablehnung erfolgt.

(5) Der Friedhofsträger kann ein Tätigkeitsverbot verhängen, wenn Tatsachen die Annahme

rechtfertigen, dass ein Gewerbetreibender in fachlicher, betrieblicher oder persönlicher

Hinsicht unzuverlässig ist. Fachlich geeignet sind Gewerbetreibende, die aufgrund lhrer
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Ausbildung in der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedho-
fes die angemessene Gründungsart zu wählen und nach dem in der Satzung genannten
technischen Regelwerk die erforderlichen Fundamentabmessungen zu berechnen. Die
Gewerbetreibenden müssen in der Lage sein, für die Befestigung der Grabmalteile das
richtige Befestigungsmaterial auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. Ferner
müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein,
mit Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren.
Gewerbetreibende, die unvollständige Anträge vorlegen oder nicht korrekt dimensionierte
Abmessungen von sicherheitsrelevanten Bauteilen in den Anträgen benennen oder sich
bei der Ausführung der Fundamentierung, der Bemaßung und der Befestigung der Grab-
male nicht an die in den Anträgen genannten Daten halten, können allein aus diesem
Grund als fachlich unzuverlässig eingestuft werden. Die Entscheidung ergeht durch
schriftlichen Verwaltungsakt. Bei besonderer Eilbedürftigkeit kann der Friedhofsträger ein
vorläufiges Tätigkeitsverbot auch auf anderem Weg verhängen.

3. Allqemeine Bestattunqsvorschriften

$ 7 Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsvenrualtung an-
zumelden.

(2) Wird eine Bestattung oder Beisetzung in einer vorher enruorbenen Wahlgrabstätte bean-
tragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(3) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung im Benehmen mit den Angehö-
rigen fest. Die Bestattungen/Beisetzungen erfolgen von montags bis freitags. An Samsta-
gen, Sonn- und Feiertagen (auch Heiligabend und Silvester) kann nur in Notfällen oder
bei einem unabweisbaren Grund eine Bestattung genehmigt werden.

(4) Aschen müssen spätestens zwei Monate nach der Einäscherung beigesetzt werden, an-
dernfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen (Verantwortlichen gem. g 9
BestG) in einer Urnengrabstätte beigesetzt.

(5) ln jedem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch gestattet, ein Elternteil
mit ihrem nicht über 3 Jahre alten Kind in einem Sarg zu bestatten. Mit Zustimmung der
Friedhofsveruraltung können auch Geschwister im Alter bis zu 3 Jahren in einem Sarg
bestattet werden.

$ I Särge und Urnen

(1) Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuch-
tigkeit ausgeschlossen ist. Särge und Überurnen, die in der Erde beigesetzt werden, dür-
fen nicht aus schwer verrottbarem Material sein, soweit nichts Anderes ausdrücklich vor-
geschrieben ist.
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(2) Die Särge sollen höchstens 205 cm lang, 65 cm hoch und im Mittelmaß 65 cm breit sein.

Die Särge für Kindergräber dürfen höchstens 140 cm lang, 50 cm hoch und im Mittelmaß

50 cm breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist dies vor der Be-

stattung bei der Friedhofsverwaltung anzuzeigen.

(3) Für die Bestattung in vorhandenen Grüften sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit Me-

talleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind.

$ 9 Grabherstellung

(1) Die Gräber werden ausschließlich vom Friedhofspersonal bzw. den Beauftragten der

Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder verfüllt.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Ober-

kante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m.

Bei Tiefgräbern ($ 14 Abs. 3) beträgt die Tiefe bis zur Grabsohle 2,30 m.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke

Erdwände getrennt sein.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör spätestens 36 Stunden vor der Beisetzung

von der Grabstätte entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der Gräber Grabmale,

Fundamente oder Grabzubehör durch die Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen,

sind die dadurch entstandenen Kosten durch den Nutzungsberechtigten der Friedhofs-

verwaltung zu erstatten.

(5) Alle beim Grabaushub gefundenen Gebeine oder Kleiderreste müssen sorgfältig gesam-

melt und nach Fertigstellung des Grabes in dessen Sohle wieder beigesetzt und mit Erde

bedeckt werden. Dabei darf die vorgeschriebene Tiefe des Grabes nicht verringert wer-

den.

$ 10 Ruhezeit

Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 30 Jahre. Der Lauf der Ruhezeit beginnt mit

dem Tage der Beisetzung/Bestattung.

$ 11 Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden'

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzli-

chen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung des Friedhofsträgers. Die Zustimmung

kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden; bei Umbettungen inner-

halb der Ortsgemeinde Mörsfeld in den ersten 5 Jahren der Ruhezeit nur bei Vorliegen

eines dringenden öffentlichen lnteresses. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in ei-

ne andere Reihengrabstätte sind innerhalb der Ortsgemeinde Mörsfeld nicht zulässig. $ 3

Abs. 2 bleibt unberührt.
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(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste können mit vor-
heriger Zustimmung des Friedhofsträgers in belegte Grabstätten ausgebettet werden.

(4) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt sind bei Umbettungen aus Rei-
hengrabstätten die Verantwortlichen nach $ 9 Abs. 1 BestG, bei Umbettungen aus Wahl-
oder Urnengrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte. Die Ortsgemeinde Mörsfeld ist

bei dringendem öffentlichen lnteresse berechtigt, Umbettungen vorzunehmen.

(5) Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie kann sich dabei
auch eines gewerblichen Unternehmens bedienen. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Um-
bettung.

(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an den benachbarten Grab-
stätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragssteller zu tragen.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbro-
chen oder gehemmt.

(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur auf behördliche
oder richterliche Anordnung hin ausgegraben werden.

4. Grabstätten

$ 12 Allgemeines, Arten der Grabstätten

(1) Die Grabstätten werden unterschieden in

a)

b)

c)

Reihengrabstätten für Erd- und Urnenbestattungen
Wahlgrabstätten für Erd- und Urnenbestattungen
Ehrengrabstätten.

(2) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte
nur nach dieser Satzung erworben werden. Es besteht kein Anspruch auf Verleihung des
Nutzungsrechtes an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränder-
lichkeit der Umgebung.

(3) Soweit sich aus der Satzung nicht etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für Rei-

hen- und Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten.

$ 13 Reihengrabstätten

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten (Einzelgräber) für Erdbestattungen, die der Reihe

nach belegt und im Todesfalle für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden schriftlich

zugeteilt werden, Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechts an der Reihengrabstätte ist nicht

möglich.

7
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a) Einzelgrabfelder für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr (Kindergräber) -

Länge 1, 50 m, Breite 0, 60 m.

b) Einzelgrabfelder für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr - Länge 2,40 m, Brei-

te 1, 00 m. Abweichungen der Maße nach Buchstabe a) und b) sind zulässig, sofern es
die örtlichen Verhältnisse erfordern.

(3) ln jeder Reihengrabstätte darf - außer in den Fällen des $ 7 Abs. 5 - nur eine Leiche bzw.
Urne bestattet werden.

(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten
wird drei Monate vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden
G rabfeld bekanntgemacht.

$ 14 Wahlgrabstätten

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erd - oder Urnenbestattungen, an denen auf Antrag
nach Zahlung der festgesetzten Gebühr ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren
(Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem Nutzungsberechtigten
bestimmt wird.

(2) Es wird eine Urkunde, die Beginn und Ende des Nutzungsrechtes erhält, ausgestellt. Aus
dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und Pflege des Grabes.

(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten, als Einfach- oder Tiefgrä-
ber oder in Form des $ 15 vergeben. Es werden folgende Wahlgräber unterschieden:

a) einstelliges Wahlgrab - Länge 2,40 m, Breite 1,00 m (2 Grabstellen für Särge, es können
pro Grabstelle 4 Urnen beigesetzt werden)

b) zweistelliges Wahlgrab - Länge 2,40 m, Breite 2,00 m (4 Grabstellen für Särge, es können
pro Grabstelle 4 Urnen beigesetzt werden)

c) dreistelliges Wahlgrab - Länge 2,40 m, Breite 3,00 m (6 Grabstellen für Särge, es können
pro Grabstelle 4 Urnen beigesetzt werden)

d) Urnenwahlgrab - Länge 1,00 m, Breite 1,00 m (2 Grabstellen für Urnen)

Wahlgräber für Erdbestattungen, die mehr als dreistellig sind, verbreitern sich jeweils um

einen Meter. Abweichungen von diesen Maßen sind zulässig, sofern es die örtlichen Ver-
hältnisse erfordern.

(4) Während der Nutzungszeit darf eine weitere Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhe-
zeit die Nutzungszeit nicht überschreitet oder das Nutzungsrecht für die Zeit bis zum Ab-
lauf der Ruhezeit verlängert wird.

(5) Das Nutzungsrecht kann nur einmal für die gesamte Wahlgrabstätte für 10,20 oder 30
Jahre wieder verliehen werden. Die Wiederverleihung erfolgt auf Antrag nach den in die-
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sem Zeitpunkt geltenden Bestimmungen über den lnhalt des Nutzungsrechtes und die zu

zahlenden Gebühren. Die Ortsgemeinde kann im Einzelfall das Nutzungsrecht an unbe-
legten Wahlgrabstätten auch vor Eintritt eines Bestattungsfalles für 5, 10, 15, 20,25 oder

30 Jahre vergeben.

(6) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Nutzungsberechtigte für den Fall

seines Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis einen Nachfolger im Nut-

zungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch einen Vertrag übertragen, Wird

bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in

nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten

über:

a)

b)

c)

d)
e)

0

auf den überlebenden Ehegatten,
auf die Kinder,
auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter bzw. Mütter,
auf die Eltern,
auf die Geschwister,
auf sonstige Erben.

lnnerhalb der einzelnen Gruppen wird unter Ausschluss der übrigen Angehörigen der
Gruppe die nach Jahren älteste Person nutzungsberechtigt.

(7) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann mit Zustimmung des Friedhofsträgers das Nut-

zungsrecht auf eine Person mit deren Zustimmung übertragen. Der Rechtsnachfolger hat
bei der Friedhofsvenrualtung das Nutzungsrecht unverzüglich nach dem Enruerb auf sich

umschreiben zu lassen.

(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen dieser Satzung und der dazu ergange-

nen Regelung das Recht, in der Wahlgrabstätte bestattet zu werden, bei Eintritt eines Be-

stattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der Gestaltung und der Pflege

der Grabstätte zu entscheiden.

(9) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten

erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine Rückgabe ist nur für

die gesamte Grabstätte möglich.

$ 15 Spezielle Wahlgrabstätten

(1) PflegefreieGräber:
Das Grabfeld für pflegefreie Gräber dient der Beisetzung von (ausschließlich biologisch

abbaubaren) Ascheurnen. Die Lage der Gräber wird von der Friedhofsvenryaltung im Be-

nehmen mit den Angehörigen bestimmt. Das Grabfeld wird von der Friedhofsverwaltung

unterhalten, Grabschmuck anlässlich der Beisetzung ist zulässig. Dieser muss spätestens

acht Wochen nach der Beisetzung entfernt werden

Auf der von der Friedhofsverwaltung markierten Grabfläche darf ein liegender Grabstein

(ausschließlich Naturstein) aufgestellt werden. Folgende Maße dürfen nicht überschritten

werden: Höhe 20 cm, maximale Grundfläche 30 cm x 40 cm'
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(2) Wiesengräber:
Die Wiesengrabanlage dient der Beisetzung von Leichen und (ausschließlich biologisch
abbaubaren) Aschenurnen. Die Lage der Gräber wird von der Friedhofsvennraltung im Be-
nehmen mit den Angehörigen bestimmt. Das Grabfeld wird von der Friedhofsverwaltung
unterhalten. Grabschmuck anlässlich der Beisetzung ist zulässig. Dieser muss spätestens
vier Wochen nach der Beisetzung entfernt werden. Die Grabfläche kann mit einer liegen-
den Namenstafel, maximale Grundfläche 30 cm x 40 cm (ausschließlich Naturstein) ge-
kennzeichnet werden. Diese muss ebenerdig abschließen, dürfen keine erhabenen Buch-
staben oder Zeichen enthalten und müssen mit dem Mäher befahrbar sein.

$ 16 Ehrengrabstätten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten obliegt aus-
schließlich dem Friedhofsträger.

5. Gestaltunq der Grabstätten und Grabmale

$ 1 7 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass die Würde
des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtlage gewahrt wird. An je-
dem Grabmal kann seitlich bis zu 30 cm über der Grabfläche das Monogramm des Her-
stellers unauffällig angebracht werden.

$ 18 Größe der Grabmale

(1) Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind Grabmale mit folgenden Maßen zulässig

a) Grabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren
Höhe bis 0,80 m, Mindeststärke 0,12 m

b) Grabstätten für Verstorbene über 5 Jahren
Höhe bis 1,20 m, Mindeststärke 0,12 m

(2) Auf Urnengrabstätten sind Grabmale mit folgenden Maßen zulässig:

Höhe bis zu 0,80 m, Mindeststärke 0,12 m

(3) Für liegende Grabmale gelten keine besonderen Höchstmaße

(4) Der Friedhofsträger kann Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 sowie des

$ 18 und auch sonstige bauliche Anlagen zulassen, soweit er es unter Beachtung des $
17 für vertretbar hält.

$ 19 Errichten und Anderung von Grabanlagen

(1) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind

entsprechend ihrer Größe nach den allgemein anerkannten Regeln der Baukunst zu fun-

damentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind. Grabma-

le/Grabsteine sind so zu fundamentieren, dass es nur zu geringen Setzungen kommt und

545
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diese Setzungen gegebenenfalls durch einen wirtschaftlich vertretbaren Aufwand korri-
giert werden können. Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst

ist ausschließlich die ,,Technische Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen"
(TA-Grabmal) der Deutschen Naturstein-Akademie e.V. (DENAK) in der jeweils gültigen

Fassung. Die TA-Grabmal gilt für die Planung, Erstellung/Ausführung und die Abnahme-
prüfung.

(2) Die Einbringung von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen darf nur durch zuver-

lässige Gewerbetreibende im Sinne des $ 6 erfolgen, die für diese Tätigkeit über einen
gegenüber dem Friedhofsträger nachgewiesene Haftpflichtversicherung für die Tätigkeit

auf dem Friedhof für Personen- als auch für Sachschäden verfügen.

(3) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen sind der Friedhofsverwaltung unter
Verwendung der hierfür vorgesehenen Formulare anzuzeigen. Der Anzeige sind beizufü-
gen der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht mit der Bemaßung aller relevan-

ten Bauteile unter Angabe des Materials und seiner Bearbeitung. Die sicherheitsrelevan-
ten Daten, wie Fundamentierung und Verdübelung sind auf den Formblättern der TA-

Grabmal dem Antrag beizufügen.

(4) Mit dem Vorhaben darf einen Monat nach Vorlage der vollständigen Anzeige begonnen
werden, wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen ei-
nes Verstoßes gegen die Friedhofssatzung geltend gemacht werden. Vor Ablauf des Mo-

nats darf begonnen werden, wenn die Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstim-
mung mit der geltenden Friedhofssatzung bestätigt.

(5) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche An-
lage nicht binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet bzw. geändert wor-
den ist.

(6) Der/die Nutzungsberechtigte ist für die Einhaltung der vorgenannten Bestimmungen ver-

antwortlich.

(7) Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale haben die Gewerbetreiben-

den eine Abnahmebescheinigung gemäß TA-Grabmal der Friedhofsvenualtung innerhalb

von 8 Wochen zu überlassen und somit zu bestätigen, dass die Grabmalanlage mit Ge-

brauchslast geprüft wurde. Bei einer erforderlichen Abnahmeprüfung ist die Dokumentati-

on der Abnahmeprüfung dem Nutzungsberechtigten zu übergeben. Der Nutzungsberech-

tigte kann die Abnahmeprüfung der Friedhofsvenrualtung zur Aufbewahrung überlassen.

$ 20 Standsicherheit der Grabmale

(1) Die Standfestigkeit der Grabmale wird mindestens einmal jährlich von der Friedhofsver-

waltung gemäß Anleitung zur Standsicherheitsprüfung vom Verband der Friedhofsverwal-

ter Deutschlands e.V. überPrüft.

(2) Wird der ordnungswidrige Zustand eines Grabmales oder sonstiger baulicher Anlagen

trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer jeweils fest-

zusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsvenrualtung berechtigt, das
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Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen vorläufig zu sichern oder zu
entfernen. Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewahren.
lst der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln,
genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und Aufkleber auf dem
Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der für die Dauer von einem Monat ange-
bracht wird. Bei unmittelbar drohender Gefahr ist eine Benachrichtigung nicht erforderlich.

$ 21 Verkehrssicherungspflicht für Grabmale

Die lnhaberin/der lnhaber der Grabstätte bzw. die/der Nutzungsberechtigte sind verpflich-
tet, das Grabmal im Jahr mindestens einmal nach der Frostperiode auf ihre Standfestig-
keit hin fachmännisch zu überprüfen oder auf ihre Kosten durch Fachleute überprüfen zu
lassen, gleichgültig, ob äußerliche Mängel erkennbar sind oder nicht. Dabei festgestellte
Mängel sind unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen oder beseitigen zu lassen. ln-
haberinnen/lnhaber von Grabstätten und Nutzungsberechtigte, welche diesen Verpflich-
tungen nicht ordnungsgemäß nachkommen, haften für sich daraus ergebenden Schäden,

$ 22 Entfernen von Grabmalen

(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder Nutzungszeit dürfen Grabmale nur mit vorheriger Zustim-
mung der Friedhofsvenaraltung entfernt werden.

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten, nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl-
und Urnengrabstätten oder nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten
sind die Grabmale, Grabeinfassungen, Grabdeckplatten, Fundamente, Bepflanzung inkl.
Wurzelwerk und Grabzubehör innerhalb einer Frist von drei Monaten zu entfernen. Auf
den Ablauf der Ruhezeit bzw. Nutzungszeit wird schriftlich oder durch öffentliche Be-
kanntmachung hingewiesen. Kommt der Verpflichtete dieser Verpflichtung nicht nach, so
ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. Lässt der Ver-
pflichtete das Grabmal nicht binnen drei Monaten abholen, geht es entschädigungslos in

das Eigentum der Ortsgemeinde Mörsfeld iiber. Sofern Grabstätten von der Friedhofs-
verwaltung abgeräumt werden, hat der jeweilige Verpflichtete die Kosten zu tragen.

(3) Verpflichteter ist bei Reihengrabstätten der lnhaber der Grabzuweisung (Verantwortlicher
gem. S 9 BestG), beiWahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte.

6. Herrichten und Pfleqe der Grabstätten

$ 23 Herrichten und lnstandhalten der Grabstätten

(1) Alle Grabstätten müssen in Rahmen der Vorschriften der SS 17 und 18 hergerichtet und

dauernd instandgehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. Venruelkte

Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen.

(2) Für die Herrichtung und die lnstandhaltung ist bei Reihengrabstätten der lnhaber der

Grabzuweisung (Verantwortlicher gemäß $ 9 BestG), bei Wahlgrabstätten der Nutzungs-

berechtigte verantwortlich.

6 47
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(3) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und pfle-

gen oder damit einen Friedhofsgärtner beauftragen.

(4) Die Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach der Bestattung oder nach der

Verleihung des Nutzungsrechtes hergerichtet werden,

(5) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlage außerhalb der

G ra bstätten obliegt aussch ließl ich der Fried hofsverwa ltu ng.

(6) Die Beeinflussung der Grabanlagen, insbesondere der gärtnerischen Anlage, durch die

außerhalb der Grabstätte stehenden Bäume und anderen Bewuchs ist zu dulden. Ein An-

spruch auf Entfernung der Bäume und des Bewuchses besteht nicht.

(7) Die Grabstätten sollen in ihrer gesamten Fläche bepflanzt oder gestaltet werden. Die Be-

pflanzung darf die anderen Grabstätten sowie die öffentlichen Anlagen und Wege nicht

beeinträchtigen. Die Bepflanzung darf eine Höhe von 1 m bei Erdgräbern und 0,6 m bei

Urnengräbern nicht überschreiten. Nicht zugelassen sind insbesondere Bäume und

g roßwüchsige Sträucher.

(S) Die Venryendung von chemischen Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln ist

untersagt.

$ 24 Vernachlässigte Grabstätten

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder bepflanzt, hat der Verant-

wortliche auf schriftliche Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb

einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt er die-

ser Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsvenrualtung die Grabstätte nach ihrem

Ermessen auf seine Kosten herrichten lassen oder vorzeitig einebnen.

(2) lst der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt für die

Durchführung der Maßnahmen nach Abs. 1 eine öffentliche Bekanntmachung oder ein

Hinweis auf der Grabstätte.

7. Leichenhalle

$ 25 Benutzen der Leichenhalle

(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur mit Er-

laubnis der Friedhofsvennraltung betreten werden. Die Friedhofsverwaltung kann hierfür

bestimmte Zeiten festlegen, wobei in besonderen Fällen (2.8. Unfalltod) Ausnahmen

möglich sind.

(2) Die Särge sind spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der Beiset-

zung endgültig zu schließen.

648
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(3) Die Särge der an einer nach seuchenrechtlichen Bestimmungen meldepflichtigen Krank-
heit Verstorbenen sollen in einem besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden.
Der Zutritt zu diesen Räumen und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der
vorherigen Zustimmung des Amtsarztes.

8. Schlussvorschriften

$ 26 Alte Rechte

(1) Bei Grabstätten, die bei lnkrafttreten dieser Satzung bereits zugeteilt oder enruorben sind,

richten sich Ruhezeit und Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften.

(2) Die vor dem lnkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von unbegrenzter
oder unbestimmter Dauer oder von mehr als 30 Jahren werden auf 30 Jahre Nutzungszeit
nach $ 14 Abs. 1 oder 15 Abs. 2 dieser Satzung seit Verleihung begrenzt. Sie enden je-

doch nicht vor Ablauf eines Jahres nach lnkrafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit
der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche.

(3) lm Übrigen gilt diese Satzung

$ 27 Haftung

Die Ortsgemeinde Mörsfeld haftet nicht für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung
des Friedhofes sowie seiner Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen oder durch
Tiere entstehen.

$ 28 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1

2

3

4

5

6

7

den Friedhof entgegen den Bestimmungen des $ 4 betritt,
sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Ortes entsprechend verhält oder die Anord-

nungen des Friedhofspersonals nicht befolgt ($ 5 Abs. 1),

gegen die Bestimmung des $ 5 Abs. 3 Satz 1 verstößt,

eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne die erforderlichen Voraussetzungen

ausübt ($ 6 Abs. 1),

Umbettungen ohne vorherige Zustimmung vornimmt (S 1),

die Bestimmungen über zulässige Maße der Grabmale nicht einhält (S 18),

als Verfügungsberechtigter, Nutzungsberechtigter oder Gewerbetreibender Grabmale

oder sonstige Grabausstattungen ohne Zustimmung errichtet oder verändert ($ 19),

Grabmale ohne Zustimmung der Friedhofsvenrualtung entfernt (S 22),

Grabmale und Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem Zustand hält (S 21),

Chemische Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmittel veruvendet (S 23),

Grabstätten entgegen $ 18 gestaltet oder bepflanzt,

Grabstätten vernachlässigt (S 24),

Die Leichenhalle entgegen $ 25 betritt.

8.

9.

10.

11.
12.
13.

14
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000,-- € geahndet werden. Das

Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OwiG) vom 1 9.02.1987 (BGBI. I S. 602) in der jeweils
geltenden Fassung findet Anwendung.

$ 29 Gebühren

Für die Benutzung des von der Ortsgemeinde Mörsfeld verwalteten Friedhofes und seiner
Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu

entrichten.

$ 30 lnkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig treten die

Friedhofssatzung vom 1 1.A3.2ü 1 in ihrer zurzeit geltenden Fassung sowie alle übrigen
entgegenstehenden ortsrechtlichen Vorschriften außer Kraft.

Mörsfeld,28.1 19

rgermeister

Es wird auf S 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes
oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekannt-
machung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1.

gung
die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausferti-
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der
Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen
soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

15
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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Mörsfeld vom 28.10.2019

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

sl
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind :

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebüh renbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

(1)

(2)

Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
01.11.2005 außer Kraft.

Mörsfeld, den 28.10.201

bü ster
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An laqe zu r Fd_ed hofsoebührensatzunq

l. Reihengrabstätten

1. überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzu ng für Verstorbene

a) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
b) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ab

265,00 €
315,00 €

315,00 €
630,00 €
315,00 €
285,00 €
780,00 €
540,00 €
900,00 €

10,50 €
21,00 €
10,50 €
9,50 €

26,00 €
18,00 €
30,00 €

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs, 2 der
Friedhofssatzung für

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte
ee) eine pflegefreie Baumgrabstätte
ff) Wiesengrab Urne
gg) Wiesengrab Sarg

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte
be) eine pflegefreie Baumgrabstätte
bf) Wiesengrab Urne
bg) Wiesengrab Sarg

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben'

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach

dem tatsächlichen Aufiruand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag). Zu den Gebühren nach Satz 1 wird ein Zuschlag erhoben in Höhe
von 

7o,oo €



ÄE?

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zuschlag) von
25 % berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist,

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet

lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen,

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

110,00 €

30,00 €

Hinweis auf S 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorsch riften gegen über der Gemeindeverwaltung u nter Bezeich n ung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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BEKANNTMACHUNG

Über die Genehmigung der Veräußerung des nachstehenden Grundbesitzes ist nach dem
Grundstücksverkehrsgesetz (S 2ff) zu entscheiden.

Grundbuch des Amtsgerichts Rockenhausen für Kirchheimbolanden, Blatt 204,
Gemarkung Rittersheim

Flst. Nr. Nutzungsart Gewanne Flächengröße

171 Ackerland Ochsenwiese 1,2547 ha

Landwirte die zur Aufstockung lhres Betriebes am Enverb des Grundbesitzes interessiert sind,
werden gebeten, dies der Unteren Landwirtschaftsbehörde bei der Kreisvenualtung
Donnersbergkreis (Abt. 8) innerhalb von zehn Tagen ab Erscheinungstag dieser
Bekanntmachung schriftlich mitzuteilen.

Kirchheimbolanden, den 28. 1 0.201 I
Kreisvenryaltung Donnersbergkreis
lm Auftrag

Mattern



Parameter: Grenzwert Einheit: BG Analvsenerqebnis
Gesamthärte als Calciumcarbonat mmol/L o.02 3.56
Gesamhärte (alte Bezeichnunq) 'dH 20,0
Härtebereich 3 (hart)
Summe LHKW 10 uo/L 0.5 <BG
Summe Trihaloqenmethane 50* uo/L 0.1 <BG
Summe PAK 0,1 uq/L 0,002 <BG
Summe Pestizide 0.1 / 0.5 ** uq/L <BG
Chloridazon Metab. B 3 uo/l 0,02 0.52
Tolvlfluanid Metab. DMS 1 uo/l 0.02 <BG
Metazachlor Metab. BH 479-8 3 uo/l 0.02 <BG
Arsen 0.01 mo/L 0.001 <BG
Blei 0,01 mo/L 0.001 <BG
Cadmium 0,003 mq/L 0,0005 <BG
Chrom 0,05 mq/L 0,0005 <BG
Nickel 0,02 mo/L 0,002 <BG
Ouecksilber 0.001 mq/L 0,0001 <BG
Antimon 0.005 mo/L 0,001 <BG
Selen 0.01 mo/L 0.0010 <BG
Nitrat 50 mo/L 0.5 12,3
Nitrit 0,5 mo/L 0.02 <BG
Fluorid 1,5 mo/L 0.2 <BG
Cvanid, qesamt 0,05 mq/L 0,005 <BG
Färbuno.436 nm 0,5 1lm 0,05 <BG
Trübuno. ouantitativ 1.0 FNU 0,10 <BG
Leitfähiokeit (bei 25 'C) 2790 uS/cm 1 750
oH-Wert bei Fassunostemoeratur 6.5-9.5 7,48
Säurekapazität bis pH 4,3 mmol/L 0.05 4,93
Ammonium 0,5 mq/L 0.04 <BG
Chlorid 250 mo/L 0.5 41.2
Sulfat 250 mq/L 1 81
Phosohat. oesamt 6.7 mo/L 0,3 <BG
Calcitlösekaoazität 5.0 mq/L -17.0
Calcium mo/L 0,2 97
Maonesium mo/L 0.05 28.0
Natrium 200 mo/L 0.5 20,1
Kalium mo/L 0.5 3,3
Eisen 0,2 mq/L 0.01 <BG
Manqan 0,05 mo/L 0.005 <BG
Bor 1 mq/L 0,05 <BG
Kuofer 2 mo/L 0,005 <BG
Aluminium o.2 mq/l 0,02 <BG
Bromat 10 uo/L 1 <BG
Benzol 1 uo/L 0,2 <BG
TOC mo/L o.2 0.7
Uran 10 uo/L 0.5 7,4

Wasserqualität für Kirchheimbolanden (Hochzone), Bennhausen, Bolanden,
Dannenfels, Jakobsweiler, Marnheim, Morschheim und Orbis

: 01.10.201

<BG = kleiner als Bestimmu

Die Wasserversorsunq Rheinhessen-Pfalz Gm,bH informiert

Gemäß $ 21 der Trinkwasserverordnung gibt die Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH
die chemischen Analysedaten für die jeweilige Gemeinde bzw. Versorgungsbereiche bekannt:

= 50 pg/l gemessen im Ortsnetz ** 
= 0,1 pg/l Einzelsubstanz bzw, 0,5 pg/l mme

Die Aufbereitung des Trinkwassers erfolgt durch Entsäuerung mit Luft, Sandfiltration und UV-
Desinfektion. Der Härtebereich und die benötigte Menge an Wasch- und Reinigungsmitteln sind auf
den Verpackungen aufgedruckt. Die Venvendung solcher Mittel belastet die Umwelt. Wir empfehlen
lhnen, es einmal mit einer etwas geringeren Dosierung an Wasch- und Reinigungsmitteln zu
versuchen,
Sparsamer dosieren bedeutet: Geld sparen und die Umwelt schonen.
lhre Wäsche und lhr Geschirr werden mit Sicherheit genauso sauber.
Gerne erhalten Sie weitergehende Auskünfte (Tel. 06135 730). Eine Gesamtanalyse können
Sie unter www.wvr.de einsehen.

6s5



Einheit: BG AnalvseneruebnisParameter: Grenzwert
mmol/L o.02 2.87Gesamthärte als Calciumcarbonat

"dH 16.1Gesamhärte (alte Bezeichnuns)
3 (hart)Härtebereich

10 uo/L 0,5 <BGSumme LHKW
Summe Trihalooenmethane 50* uo/L 0,1 <BG

Summe PAK 0,1 uo/L 0,002 <BG

Summe Pestizide 0,1 / 0,5 ** uo/L <BG
uo/l o.o2 <BGChloridazon Metab. B 3

1 uo/l o.o2 0.03Tolvlfluanid Metab. DMS
3 uo/l o.02 <BGMetazachlor Metab. BH 479-8

0.01 mo/L 0.001 <BGArsen
0,01 mo/L 0,001 <BGBlei

Cadmium 0,003 mo/L 0,0005 <BG

Chrom 0.05 mo/L 0,0005 <BG

Nickel 0,02 mo/L 0,002 <BG

Quecksilber 0,001 mo/L 0,0001 <BG
mo/L 0.001Antimon 0,005 <BG

0.01 mo/L 0.0010 <BGSelen
50 mo/L 0,5 o.7Nitrat

0.5 mo/L 0.02 <BGNitrit
Fluorid 1,5 mo/L 0.2 <BG

Cvanid. oesamt 0,05 mq/L 0,005 <BG

Färbuno.436 nm 0,5 1lm 0,05 <BG

Trübuno. ouantitativ 1,0 FNU 0,10 <BG
uS/cm 1Leitfähiokeit (bei 25 "C) 2790 659

6.5-9.5 7.58pH-Wert bei Fassungstemperatur
mmol/L 0.05 3.64Säurekapazität bis pH 4,3

0.5 mo/L 0.04 <BGAmmonium
Chlorid 250 mo/L 0,5 44.7
Sulfat 250 mq/L 1 104
Phosohat. oesamt 6,7 mo/L 0,3 <BG

Calcitlösekaoazität 5,0 mo/L -5,3
mo/L o.2Calcium 90
mo/L 0.05 15.1Maonesium

200 mo/L 0.5 24.4Natrium
mq/L 0.5 2.6Kalium

0.2 ms/L 0.01 0.01Eisen
Manoan 0,05 mq/L 0,005 <BG

Bor 1 mo/L 0,05 <BG

Kuofer 2 mo/L 0,005 0,006
Aluminium 0,2 mq/l 0,02 <BG

uo/LBromat 10 1 <BG
uo/L o.2 <BGBenzol 1

mo/L o.2 o.7TOC
10 uo/L 0.5 <BGUran

Wasserq ual ität für Kirchhei mbolanden (Tiefzone), Bisch heim, Gauershei m,
llbesheim, Rittersheim und Stetten

:01.10.201

<BG = er

656Die Wasserversorsung Rheinhessen-Pfalz GmbH informiert

Gemäß g 21 der Trinkwasserverordnung gibt die Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH
die für die Gemeinde bzw. Ve reiche bekannt:

pg/l gemessen im Ortsnetz ** 
= 0,1 pg/l Einzelsubstanz bzw. 0,5 pg/l Summe

Als Aufbereitungsstoff wird dem Trinkwasser in unserem Wasserwerk Guntersblum Chlordioxid
zugesetzt. Weitergehende lnformationen zur Trinkwasseraufbereitung finden Sie in unserer
Broschü re,, Uferfiltratwasserwerke Bodenheim und G u ntersblum ".

Der Härtebereich und die benötigte Menge an Wasch- und Reinigungsmitteln sind auf den Verpa-
ckungen aufgedruckt. Die Verwendung solcher Mittel belastet die Umwelt. Wir empfehlen lhnen, es
einmal mit einer etwas geringeren Dosierung an Wasch- und Reinigungsmitteln zu versuchen.
Sparsamer dosieren bedeutet: Geld sparen und die Umwelt schonen.
lhre Wäsche und lhr Geschirr werden mit Sicherheit genauso sauber.
Gerne erhalten Sie weitergehende Auskünfte (Tel. 06135 730). Eine Gesamtanalyse können
Sie unter www.wvr.de einsehen.



Parameter: Grenzwert Einheit: BG Analvsenerqebnis
Gesamthärte als Calciumcarbonat mmol/L 0,02 3,06

odH 17.2Gesamhärte (alte Bezeichnunq)
3 (hart)Härtebereich

10 uo/L 0.5 <BGSumme LHKW
50* uo/L 0.1 <BGSumme Trihalooenmethane
0,1 uo/L 0,002 <BGSumme PAK

0.1 / 0.5 ** uq/L <BGSumme Pestizide
Chloridazon Metab. B 3 uo/l 0,02 <BG

Tolvlfluanid Metab. DMS 1 uq/l 0,02 <BG
o.o2 <BGMetazachlor Metab. BH 479-8 3 uq/l

mo/L 0.001 <BGArsen 0,01
0.01 mo/L 0.001 <BGBlei

0.003 mo/L 0.0005 <BGCadmium
0.05 mo/L 0.0005 <BGChrom
0.02 mo/L 0.002 <BGNickel

Ouecksilber 0,001 mq/L 0,0001 <BG

Antimon 0,005 mo/L 0,001 <BG
0.0010 <BGSelen 0,01 mq/L

mo/L 0.5 1.0Nitrat 50
0.5 mo/L 0.o2 <BGNitrit
1.5 mo/L 0.2 <BGFluorid

0.05 mo/L 0.005 <BGCvanid. oesamt
0,5 1lm 0.05 0,06Färbunq,436 nm

Trübuno. ouantitativ 1,0 FNU 0,10 <BG

Leitfähiokeit (bei 25 "C) 2790 uS/cm 1 617
7.70oH-Wert bei Fassunostemoeratur 6,5-9,5

mmol/L 0.05 5.72Säurekapazität bis pH 4,3
0.5 mo/L 0.04 <BGAmmonium
250 mo/L 0.5 20.9Chlorid
250 mo/L 1 23Sulfat
6.7 mo/L 0.3 <BGPhosphat, oesamt

Calcitlösekaoazität 5,0 mo/L -22,9
Calcium mq/L 0,2 69

0.05 32.9Maqnesium mq/L
200 mo/L 0.5 13.8Natrium

mo/L 0.5 3.2Kalium
0.2 mo/L 0.01 <BGEisen

0.05 mo/L 0.005 <BGManqan
1 mo/L 0.05 <BGBor
2 mo/L 0,005 <BGKupfer

Aluminium 0.2 mq/l 0.02 <BG

Bromat 10 uo/L 1 <BG

Benzol 1 uo/L 0,2 <BG
mo/L o.2 o.4TOC
uo/L 0.5 2.OUran 10

Wasserqualität für Kriegsfeld, Mörsfeld und Oberwiesen
: 01.10.201

<BG = kleiner als Bestimmu nze

657
Die Wasserversorsung Rheinhessen-Pfalz GmhH informiert

Gemäß $ 21 der Trinkwasserverordnung gibt die Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH
die chemischen Analysedaten für die jeweilige Gemeinde bzw. Versorgungsbereiche bekannt:

* 
= 50 pgil gemessen m ** 

= 0,1 pg/l Einzelsubstanz bzw. 0,5 pg/l mme

Die Aufbereitung des Trinkwassers erfolgt durch Entsäuerung mit Luft, Sandfiltration und UV-
Desinfektion. Der Härtebereich und die benötigte Menge an Wasch- und Reinigungsmitteln sind auf
den Verpackungen aufgedruckt. Die Verwendung solcher Mittel belastet die Umwelt. Wir empfehlen
lhnen, es einmal mit einer etwas geringeren Dosierung an Wasch- und Reinigungsmitteln zu
versuchen.
Sparsamer dosieren bedeutet: Geld sparen und die Umwelt schonen.
lhre Wäsche und lhr Geschirr werden mit Sicherheit genauso sauber.
Gerne erhalten Sie weitergehende Auskünfte (Tel. 06135 730). Eine Gesamtanalyse können
Sie unter www.wvr.de einsehen.


